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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


A. Problem 

In den Wirtschaftsjahren 1992/93 bis 1994/95 beträgt die Vor- 
steuerbelastung der pauschalierenden Landwirte durchschnittlich 
9,41 v.H. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentw\irf zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
wird aufgrund der ermittelten Vorsteuerbelastung der bisherige 
Durchschnittssatz von 9 v. H. für Umsätze mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen nach § 24 des Umsatzsteuergesetzes angehoben 
und auf 9,5 v. H. aufgerundet. Die Vorsteuerbeträge, die diesen 
Umsätzen zuzurechnen sind, werden ebenfalls auf 9,5 v. H. der 
Bemessimgsgrundlage für diese Umsätze festgesetzt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bimdes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 565, 
1 160), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
zur Ergänzung des Jahressteuergesetzes 1996 und 


zur Änderung anderer Gesetze vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) wird wie folgt geändert: 

In § 24 Abs. 1 Nr. 3 imd Satz 3 werden jeweils die 
Worte „neim vom Hundert" durch die Worte „neim- 
einhalb vom Hundert“ ersetzt. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 . April 1 996 in Kraft. 


Bonn, den 16. Januar 1996 


Dr. Wolf gang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

Nach § 24 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) 
werden für die im Rahmen eines land- imd forstwirt- 
schaftlichen Betriebes ausgeführten Umsätze die 
Steuer imd die Vorsteuer jeweils mit einem Durch- 
schnittssatz festgesetzt. Diese Regelxmg beruht auf 
Artikel 25 Abs. 3 der 6. EU-Richtlinie. Danach legen 
die Mitgliedstaaten bei Bedarf Pauschalausgleichs- 
Prozentsätze fest. Diese Prozentsätze werden anhand 
der allein für die pauschalierenden Landwirte gelten- 
den makroökonomischen Daten der letzten drei 
Jahre bestimmt. Sie dürfen nicht dazu führen, daß 
die pauschalierenden Landwirte insgesamt Erstat- 
tungen erhalten, die über die Umsatzsteuer- Vorbela- 
stung hinausgehen. Die Prozentsätze können auf ei- 
nen halben Punkt ab- oder aufgerundet werden. 
Nach den vom Bimdesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten vorgelegten Zahlen xmd 
unter Berücksichtigung des ab 1. Januar 1993 gelten- 
den allgemeinen Steuersatzes von 15 v. H. ergibt sich 
ein Anstieg der Vorsteuerbelastung in der Landwirt- 
schaft im Dürchschnitt der Wirtschaftsjahre 1991/92 
bis 1993/94 auf 9,33 v. H. Auf der Basis der vorläufi- 
gen Ergebnisse für das Wirtschaftsjahr 1994/95 be- 


trägt die Vorsteuerbelastung in den Wirtschaftsjah- 
ren 1992/93 bis 1994/95 durchschnittlich 9^41 v. H. 


11. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 

Aufgrund der ermittelten Vorsteuerbelastimg (in 
den Wirtschaftsjahren 1991/92 bis 1993/94 von 
durchschnitüich 9,33 v. H.j in den Wirtschaftsjahren 
1992/93 bis 1994/95 von durchschnittlich 9,41 v. H.) 
wird der bisherige Durchschnittssatz von 9 v. H. für 
die in § 24 Abs. 1 Nr. 3 UStG bezeichneten Umsätze 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen wie z. B. Ge- 
treide, Milch, Vieh, Fleisch, Obst, Gemüse, Eier 
angehoben imd auf 9,5 v. H. aufgerundet. Die Vor- 
steuerbeträge, die diesen Umsätzen zuzurechnen 
sind, werden ebenfalls auf 9,5 v. H. der Bemessimgs- 
grundlage für diese Umsätze festgesetzt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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